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Beklagte und Revisionsbeklca;te.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 46. März. „ 1975 durch
den Vorsitzenden Richter 8 c h m i t t, die

Richter Dr° B r o c k e und Dr. w i t t e
und die ehrenamtlichen Richter „w o l f f

und H e i m a n
n '

für Rechtesikan■t:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 26 Juni

1972 wird zurückgewiesen.
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9 r ü n d e :___—___...— -—.. _—

I

Der Kläger nahm an einem Lehrgang der Industriegewerkschaft

(IG) Bau-Steine-Erden in Limburg/Lahn zur Vorbereitung
auf die Gesellenprüfung im Maurerhandwerk teil, der in der

Zeit vom 45. August 4970 bis April 4974 stattfand. Dieser

Lehrgang war vom Direktor des Arbeitsamtes (ArbA) Montabaur

mit einem an die Gewerkschaft gerichteten Schreiben vom

22. September 4970 als "förderungsfähig" i.S. der 53 94

und 45 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) iVm 5 6 der
Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit

(BA) über die individuelle Förderung der beruflichen Port—

bildung und Umschulung (AFuU) anerkannt werden. Der Kläger
stellte am 43. Mai 4974 den Antrag, ihm Leistungen gemäß
5 44 AFG zu gewähren; er brachte dazu vor, ihm sei von dem

Veranstalter des Lehrgangs im Oktober 4970 erklärt worden,

daß der Antrag erst nach Abschluß des Lehrganges‚ also nach

der Gesellenprüfung‚ zu stellen sei.

Das ArbA Montabaur lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom

49. Mai 4974 ab; es führte darin aus, daß nach @ 24 Abs. 4
AFuU Leistungen frühestens vom Zeitpunkt der Antragstellung

an gewährt würden. Da der Lehrgang bereits vor Eingang des.

Antrages des Klägers beendet worden sei, könne eine Leistung

für die zurückliegende Zeit nicht mehr gewährt werden. Der

Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 5.8.4977).

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 45. November 4974

die Klage abgewiesen. Das Landessozialgericht (LSG) hat mit
Urteil vom 26. Juni 4972 die Berufung des Klägers gegen dieses

Urteil zurückgewiesen und in den Entscheidungsgründer ausge—'

führt, daß der Kläger keinen Anspruch auf Leistungen zur.

Förderung seiner Teilnahme an dem Lehrgang der IG Bau—Steine-

Erden habe. Der Anspruch setze nach 5 24 Abs. 4 Satz 4 AFuU

einen Antrag voraus. Zwar habe der Kläger einen Antrag
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gestellt, dieser Antrag habe jedoch grundsätzlich erst vom Zeit-
""punkt SeinEr Stellung an eine rechtliche Wirkung. VomZeitpunkt,
' der Antragstellung, nämlich vom 15. Mai 1974 an, habe der

Kläger an den Lehrgang nicht mehr teilgenommen und es seien

somit nach diesen Zéitpunkt keine Kosten mehr für die frühere
’ Teilnahme-an dem Lehrgang entstanden. Unbeschadet der Regelung

in 5 21 Abs. 1 Satz 4 AFuU wirke die Antragstellung anspruchs—
begründendauf'den Zeitpunkt des Eintritts in die_l‘iaßnahme
zurück, wenn der Antrag innerhalb von 2 Monaten nach Eintritt

in die Maßnahme”gestellt werde(5 24 Abs-‘.1 Satz 5 AFuU)
Diese Vorschrift sei aber im vorliegenden Fall nicht anzu-

wenden, weil der Kläger schon im August 1970 in die Maßnahme -
eingetreten sei. Es sei unerheblich, ob der Kläger die Ver-

spätung der Antragstellung zu
vertreten habe oder nicht.

Die Rechtslage sei auch unter Berücksichtigung des 5 24
Abs. 4 AFuU nicht anders zu beurteilen. Diese Vorschrift
versehene den Antragsteller von Rechtsnachteilen, wenn er ]

die für die Entscheidung erforderlichen Unterlagen verspätet

einreiche, Ohne diese vertreten zu müssen. Die Vorschrift ‘

enthalte keine Regelung einer a■spruchsbegründenden Wirkung
.

des Antrages.” '

Der 5 24 Abs. 4 AFuU könne nicht entgegen seinem Wortsinn

" dahin ausgelegt werden, daß bei unverschuldet verspäteter An—
tragstellung der Antrag Rückwirkung habe. Diese VbrsChrift ‘

sei nicht lückénhaft, sondern eindeutig; es solle unmaßgeblich

sein, ob der A■tragsteller'die Anträge hätte früher stellen

können. Diese Vorschrift binde im übrigen die Gerichte. Die AFuU

sei aufgrund der Ermächtigung des 5 59 AFG Wirksam getroffeni

werden und halte sich in den Grenzen dieser Ermächtigung. Das

LSG folge nicht der vom Kläger vertretenen Auffassung. wonach

die Vorschrift des 5 24 AFuU gegen den allgemeinen Rechts—
grundsatz verstoße, daß wegen unverschuldeter Versäumung

einer Antragsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu

gewähren sei. Einen dahingehenden allgemeinen Grundsatz gebe

es nicht. Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei ein
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Rechteinstitut„welches für die Versäumung von Verfahrens—

fristen entwickelt worden sei. Es finde dann keine Anwendung,

wenn die materiell—rechtliche Wirkung eines Anspruchs von der
'Antragstellung selbst abhänge. Ebenso bestehe kein allge—

meiner Grundsatz, daß derjenige keine Rechtsnachteile er-
leiden solle, der einen Antrag ohne Verschulden versäumt

oder verspätet gestellt habe. Wo das Entstehen eines Anspruchs

einen Antrag voraussetze% bleibe es
grundsätzlich der

Verantwortung des Berechtigten überlassen, ob und wann er
den Antrag stelle. Deshalb sei die Arbeitsverwaltung auch nicht

gehalten gewesen, den Kläger über den Träger der Fortbildungs—

maßnahmen im Schreiben vom 22, September 1970 oder auf andere

Weise darauf hinzuweisen, daß Leistungen grundsätzlich erst

vom Zeitpunkt der Antragstellung an gewährt würden. Die

Regelung in € 24 AFuU sei auch zweckentsprechend. Dies wird

vom LSG näher dargelegt und sodann weiter ausgeführt, daß

der Kläger somit keinen Anspruch auf die begehrte Förderung

habe. Das gelte ungeachtet des Umstandes, daß - abgesehen vom

rechtzeitigen Antrag « das Vorliegen der Voraussetzungen des

Anspruchs dem Grunde nach nicht zu bezweifeln sein möge. Es

könne dahinstehen, ob eine Fristvorschrift, die eine mög—

lichst zéitnahe Überprüfung bezwecke. dahin auszulegen sei,

daß sie nicht für Fälle gelte, in denen die Voraussetzungen

zweifelsfrei vorlägen. Darin erschöpfe sich aber nicht der
Zweck des 5 21 AFuU; mit ihm solle weitgehendst auch er—
reicht werden, daß der Berechtigte möglichst vor Eintritt

in die Maßnahme die zu erwartenden Leistungen kenne° Dies

erforderewaber eine rechtzeitige Antragstellung auch dann,

wenn die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung im

übrigen zweifelsfrei vorläge■.

Der Kläger hat gegen dieses Urteil die vom LSG zuge—
lassene Revision eingelegt und in seiner Revisionsbegründung,

auf die Bezug genommen wird, eine Verletzung des 5 21 AFuU

“durch das LSG gerügt. Er bringt hierzu insbesondere vor, es

Sei rechtserheblich, ob das ArbA eine Aufklärungsverp.fliehtung
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über die Antragsfrist sowohl gegenüber dem Antragsteller als

auch gegenüber dem Lehrgangsveranstalter gehabt habe„ Das

Schreiben des ArbA von 22. September 4970 enthalte nur
die Mitteilung, daß der Lehrgang als förderungsfähig an;

erkannt werde. Es habeaber einetRechtspßlächtédesArbAbe—
standen, hinsichtlich des Antragserfordernisses aufklärend

-zu wirken. Da das ArbA eine solche Aufklärung nicht vorge—
nommen ■nd damit seine Fürsorgepflicht verletzt habe, müsse

der verspätete Antrag als rechtzeitig gestellt angesehen
werden. Insoweit verweise er — der Kläger — auf die hierzu

bestehende Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG).

Es sei "natü'rlich in keiner Weise geklärt", ob des Ar bA Kenntnis

von @en Teilnehmern des Lehrgangs gehabt habe. die keinen
Antra& gestellt hätten. Dem hätte das LSG aber nachgehen

“‚mussen. Es sei auch unzutreffend, wenn das LSG meine, dem

_
Antrag komme eine:materiellerechtliche Bedeutung zu. Während-

„„der Antrag auf Arbeitslosengeld (Alg) nach 5 400 AFG ein—
deut1g zur materiellen Anspruchsvoraussetzung gehöre, sei'„

die Vorschrift über die AntragStellung in 5 24' AFüU in den
Abschnitt "Verfahrensvorschriften" eingefügt werden. Demnach
komme dem Antrag nur eine Verfahrenswirkung zu; mit ihm solle

zausschließl1ch das Verwaltungsverfahren in Gang gesetzt

werden‚ _Es scheine auch eindeutig zu sein, daß er — der

Kläger — die materiellen Voraussetzungen für den Bezug von
Uhterhaltsgeld erfülle. Der AnspruCh bestehe somit zweifels—

frei 'dem Grunde nach. Der Große Senat des BSG habe aber aus—
gesprochen‚ daß Fristvorschriften bei einem verspätet

angemeldeten Anspruch dann nicht gelten sollten, wenn der

.Ansprnch "zweifelsfrei" gegeben sei (BSG 44, 246_ff). {
Gleiches müsse auch für die Verfahrensvorschrift des 5 24

-AFuUgelten. Es sei zumindestbedenklich, zweifelsfrei ge—
gebene Ansprüche an Verfahrensvor3chriften scheitern zu

' lassen. ' ' ' ' " " '

?
_ ‚ >
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' Der Kläger beantragt
; die angefochtene Entscheidung, das Urteil des

SG Koblenz vom 15. November 4971, sowie den '

.Bescheid der.Beklagten vom 49 Ma1 1974 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. August

‘4971 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,
ädem Kläger Leistungen zur beruflichen Fort-
Äbildung vom 08. August 1970 an zu gewähren.

DiefBeklagte beantragt‚

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

In ihrer Reviäionserw1derunsaauf die $.sasqs_.‚i„ßen0mmenwird?»
führt sie insbesondere aus, daß für das ArbA kein Anlaß

bestanden habe, den Lehrgangsträger auf die Vorschrift
des}ä

24 AFuU hinzuweisen° Das ArbA habe vielmehr davon
auséehen dürfen, daß gerade die Gewerkschaft als Interessen-
ver■retung der Arbeitnehmer und zugleich Lehrgangsvezan—

lter über die grundsätzlichen Voraussetzungen für eine

Förderung unterrichtet gewesen sei° Im vorliegenden Fall sei

auch;keine Pflichtverletzung gegenüber einem Lehrgangstéil—
nehmer gegeben; bis zum Eingang des Antrages des Kläg;ers im
Mai 4974 habe das ArbA überhaupt keine Kénntnis davon ga—

_
habt; daß der Kläger den Fortb11dungslehrgang besuch1; habe°

Im übrigen sei das Urteil nicht zu
beanstanden°

sta

II_ß

Die vom LSG zugelassene Revision ist vom Kläger £me- und
fristger%Cht eingel<ägt

worden und daher zulässig. Bei einer

Züläss;8%n Revision\ist die Zulässigkeit der Berufung auch
ohne eine entsprechende Rüge eines Beteiligten von Ants
wegen zu prüfen

(BSGä
2, 225) Bie Berufung gegen das Urteil

des SGwar im vorliegenden Fall —entgegen den Bedenken des
Klägers —zulässig. Sie betraf weder eine einmalige Leistung
oder eine wiederkehgende Leistung für einen Zeitraum bis zu

»|
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drei Monaten (5 444 Abs. 4 Nr. 4 und 2 des Sozialgerichts-

gesetzes —SGG-), noch Beginn oder Höhe der Leistung (@ 447
SGG); sie betraf Vielmehr die Frage, bb dem Kläger überhaupt
eine Leistung auf Förderung wegen seiner Teilnahme an einem

Fortbildungslehrgang zustehgwggiqu■gg)‘_
„„_‚._„„4„„„.„m

Die Revision ist nicht begründet. Das LSG hat im Ergebnis

zutreffend entschieden, daß der Kläger keinen Anspruch auf

Leistungen wegen der Eortbildungsmaßnahme hat, an der er

von August 4970 bis 15111 4974 teilgenommen hat. Dieser

Anspruch scheitert schon daran daß der Klager die Leistungen

nicht rechtzeitig beantragt hat.

».Nach 5 24 Abs. 4 der vom Verwaltungsrat der Beklagten

auf Grund der Ermächtigung des-S 39 AFGiVm @_494Abs. 5
AFG erlassenen Anordnung über die individuelle Förderung

von
Fortbildung und Umschulung (AFuU) in der hier anzue ".

wendenden Fassung vom 48. Dezember 4969 (ANBA 4970, 85)

werden die Leistungen auf Antrag‚ frühestens von Zeit—-' “

punkt der Antrag3tellung an, gewährt. Der Antrag soll ‘

rechtzeitig vor Beginn der Mgßnahme gestellt werden. Wird

.der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt_in die

* Maßnahme gestellt, so ist die Leistung unbeschadet der
_ _Regelung in Satz 4 vom Zeitpunkt des Eintritts an zu ge-‘ "“

währen. Nach den unangegriffenen undedaher fur den Sénat „‚„_._„

gemäß 5 465 SGGbindenden Feststellungen des LSG hat der
Kläger seinen Antrag aber weder vor Eintritt in die Maß-

nahme, noch innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt in den
Fortbildungslehrgang, sondern erst nach Beendigung dieses

Lehrganges gestellt; wird aber ein Antrag erst nach Beendigung

der Maßnahme eingebracht, so stehen dem Antragsteller keine

Leistungen im Rahmen der beruflichen Fortbildung zu. Der

Kläger Wendet sich offenbar auch nicht gegen die Auffassung,

daß er seinen Antrag verspätet gestellt hat, vielmehr meint

er, er müsse so behandelt werden, als ob er den Antrag recht—

zeitig gestellt habe. Diese — unter verschiedenen rechtlichen

Gesichtspunkten vertretene — Auffassung des Klägers geht

fehl. ‘
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Zunächst kann der Kläger sich nicht auf die Vorschrift

des 5-24 Abs. 4 AFuU stützen. Diese Vorschrift sieht vor,
daß dann Leistungen für die zurückliegende Zeit gewährt

„
werden, wenn der Antragsteller die für die Entscheidung“

erforderlichen Unterlagen nicht innerhalb von zwei Monaten

nach dem Eintritt in die Maßnahme oder der Antragstellung
(der Aushändigung der Antragsformulare) eingereicht und der

Antragsteller die Verspätung; nicht zu vertreten hat. Wie

das LSG zutreffend adsgeführt hat, setzt diese Vorschrift

gerade einen rechtzeitigen Antrag i.S. des 5 24 Abs. 4 AFuU

voraus, an dem es aber im vorliegenden Fall fehlt. Wenn

der Kläger ferner meint, der Antrag nach 5 24 Abs. 4 AFuU
habe nur verfahrensrechtliche Bedeutung, so daß bei einer

verspäteten Antragstellung wie bei der Versäumung einer Ver

fahrensfrist dem Antragsteller "Wiedereinsetzung in den

‘ vorigen Stand" bei unverschuldeter Säumnis gewährt werden
müsse, so kann ihm auch darin nicht gefolgt werden. Der Antrag

des 5 24 AFuU betrifft nämlich nicht nur das Verfahren, das

der Verwaltungsentscheidung vorausgeht. Dem Kläger ist zwar

zuzugeben, daß sich der 5 24 im 5. Abschnitt der AFuC
[

'

unter der Überschrift "Verfahren", befindet. Ferner ist
richtig, daß - sofern Leistungen bei Vorliegen ihrer Vor—

'aussetzungen nicht von Amts wegen gewährt werden - das

Antragserfordernis rechtlich auch dann nicht bedeutungslos

ist, wenn dem Antrag selbst keine materiell-rechtliche Be—

.
deutung

,
also die einer Anspruchsvoraussetzung, zukommt.

In allen Fällen löst nämlich erst der Antrag — das Geltendgv

machen des Anspruchs — das Verwaltungsverfahren aus, welches

die Verwaltung zum Tätigwerden und abschließend zum Erlaß

eines (positiven oder negativen) Bescheides verpflicitet.

Bader aus dieser allgemeinen formellen Wirkung des Antrages

im sozialen Leistungsrecht noch aus der hier gesetzas—

technisch bestehenden Stellung des 5 24 AFuU im Verfahrens—
abschnitt kann für sich allein darauf geschlossen werden, ob.

der Antrag nach $ 24 AFuU nur eine verfahrensrechtliche'

Bedeutung hat oder ob ohm (daneben) eine materiell—rechtliche

Wirkung zukommt, er also zu den Anspruchsvoraussetzungen

gehört. Ein Antrag i3t nach der Rechtsprechung des ESG dann

..9-
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eine materielle Voraussetzung des Ansprüchs, wenn er in den
; materiell—reehtlichen Vorschriften, in denen die Voraussetzungen
Vjeines bestimmten Leistungsanspruchs geregelt sind, ausdrücklich

1
als Anspruchsvoraussetzung bezeichnet wird (s. für das

"Recht der KQV BSG 2, 289, 191; im Recht der Rentenversicherung

BSG29, 116,11?) Eine■■olche Rechtslage ist aber hier
gegeben. Das in 5 21 AFuU geregelte Antragserfordernis wird

nämlich als (materielle) Anspruchsvöraussetzung in % 10
AFuU ausdrückliCh erwähnt; danach werden für die Dauer der
Teilnahme an einer Maßnahme die näher bestimmten Leistungen

des 2. Abschnittes der AFuU‚ in welcher "Art und Umfang der ’
Förderung" bestimmt sind, regelt die materiellen Vorausetz-

ungenug der Leistungen, wobei durch die Einbeziehung des

5 21 Verdeutlicht werden soll, daß der Antrag selbst —und
zwar in Bezug auf den Zeitpunkt des Beginns der Leistungen -
eine Anspruchsvoraussetzung darstellt. Ist aber der Antrag

— wie hier — eine materielle Voraussetzung des Anspruchs,

so ist er - wie jedes andere gesetzliche Tatbestandsmerkmal —
für den Leistungsbeginn erheblich Der Antrag kann — so

wenig wie ein anderes gesetzliches Tatbestandsmerkmal -
_nicht ?a1s nachträglich erfüllt angesehen " werden (BSG 21, „“

129‚_130); vielmehr muß er vor oder innerhalb der in

5 21 Abs. 1 AFuUbezeichneten Frist gestellt werden, damit
“alle mater1ellen Voraussetzungen für die Gewährung der

_ngeistung
erfüllt sind. Der Antrag betrifft also nicht — wie

„
der Kläger meint— eine "verfahrensrechtliche Frist" für

f“dié Geltendmachung des Anspruchs; daher kann eine Wieder—
rge1nsetzung in den vorigen Stand wie bei der Verääumung

von Verfahrensfristen (% 76 SGG) nicht in Betracht kommen.

Es ist daher auch unerheblich, ob der Kläger — wie er

_
verbringt

— durch eine falsche Auskunft des Veranstalters

‘ der Fortbildungsmaßnahme den Antrag verspätet eingereicht

hat.
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Die in 5 24 AFuU getroffene Regelung ist für die Gerichte
bindend. Wie der erkennende Senat in seiner Entscheidung

vom 30» Januar 4975 (Az„j 7 RAr 29/72 —noch nicht ver«
öffentlicht —) dargelegt hat, sind die nach 5 59 iVm 5 494
Abs. 5 AFG ergängenen Anordnungen des Verwaltungsrates
autonome Satzungen und enthalten Rechtsnormen, die verbind—

lich sind, es sei denn, daß diese gegen höherrangiges Recht
VGTSÜOBGH- Entgegen der Auffassung des Klägers verstößt das

in den gg 40 und 24 AFuU normierte Prinzip, wonach der Antrag
eine materielle Voraussetzung des Anspruchs auf Förderangs—»
leistungen 18t3 weder gegen die Ermächtigung des @39 AFG,
noch gegen verfassungsrechtliche Normen.

Nach 5 59 AFG bestimmt die Bundesanstalt durch Anordnung

das Nähere über Voraussetzungen, Art und Umfang der För—
derung der beruflichen Bildung° Das Prinzip des Antrags

als Voraussetzung für den Leistungsbeginn in € 24 AFuII' ver—
Stößt nicht gegen die demVerwaltungsrat der Beklagten er—
teilte Ermächtigung de? 5 59 AFG. Dieses Prinzip ist im AFG
selbst enthalten° Hierbei ist insbesondere auf die Be"

stimmungen über den Beginn der Zahlung des Kurzarbeiter—
geldes (5 66 Abs. 4 AFG), des Schlechtwettergeldes (@ 79
Abs. 4 AFG), der Förderung von Maßnahmen zur Arbeitsbe-

schaffuns (@ 95 Abs. 4 AFG), des Arbeitslosengeldes (5 400
AbS- 4 AFG) und der Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe
(5 434 Abs. 4 AFG) hinzuweisen. Auch auf anderen Gebieten
des SOZi81€H Rachts ist der Beginn einer Leistung von einem
Antrag abhängig und der Antrag eine materiell-rechtliche
Voraussetzung dieser Leistung (s. dazu 5 4 BVG, % 4290 Abs.4
RVG,%67 Abs. 4 AVG). Damit ordnet sich die in 5 24 AFuU
getroffene Regelung in den auch auf anderen Gebieten des
RGChÜSder SOZialen Sicherheit insoweit bestehenden Rahmen
ein. ES iSt gleichermaßen nicht ersichtlich, daß der 5 24
AFHU gegen verfassungsrechtliche Normen verstößt, wie der

Kläger meint, Es besteht keine Verfassungsnorm, wonach
3021616 Leistungen ohne Antrag — als von Amts wegen „
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vorbehaltlos zu gewähren sind oder verspätet gestellte Anträge

durch "Wiedereinsetzung in den torigen Stand" wie rechtzeitig

gestellte behandelt werden müßten° Aus allem folgt daher,

daß die in 5 24 AFuU getroffene Regelung nicht■gegen höher—

rangigesRechtverstößt undverbindlich ist. Dié materielle
Wirkung des 5 24 AFuU wird nicht dadurch beseitigt, daß

—
wie der Kläger unter Hinweis auf die Entscheidung des.

Großen Senats vom 9. Juni 4964 (BSG 44, 246) meint
+ die

Voraussetzungen des verspätet angemeldeten AnSpruchs
, ‚■zweifelsfrei" gegeben seien. Es kann dahingestellt bleiben,*

'ob das LSG insoweit überhaupt für den Senat bindende
„

Feststellungen getroffen hat. Selbst wenn die sonstigen

"Voraussetzungen des geltend gemachten Änspruches "zwei-

ffélsfréi"’gegeben wären, ist der vom Kläger geltend ge—
%maähteAnspruch nicht begründet. Der Große Senat hat in
[der zitierten Entscheidung ausgesprochen, daß die Aus—
üschlußfrist des 5 58 BVG(idF vor dem 4. Juni 4960) für
Solche Fälle nicht gilt, in denen die Voraussethungen des

verspätet angemeldeten Anspruchs zweifelsfrei gegeben sind.

Die vorschrift über das Antragserfordernis und den Beginn

der Leistung in 5 24 AFuU beinhaltet aber keine “Aus- ‘
"schlußfrist■. Im übrigen hat der Große Senat auch bei

_zweifelsfrei gegebenen Ansprüchen nicht etwa den Beginn
,

der Leistung vorverlegt, also einem Antrag in solchen

Fällen eine rückwirkende Kraft beigemessen. Vielmehr

kommt in je■er Entscheidung nur zum Ausdruck, daß bei

einem zweifelsfrei bestehenden Anspruch die beantragte.

Leistung wegen der Ausschlüßfrist des 5 58 BVG aF für
die Zukunft nicht versagt werden darf. Im vorliegenden

Fall geht es jedoch nicht darum, ob dem Kläger in der Zukunft,

eine Förderung zusteht, sondern darum, ob die Leistungen

für einen zurückliegenden Zeitraum, nämlich vor der Antrags»

stellung, gewährt werden müssen. Für diese Fälle können

aber die vom Großen Senat aufgestellten Grundsätze bei
Ausschlußfristen keine Anwendung finden.
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Schließlich geht auch.die Auffassung des Klägers fehl, ihm

stehe die-Förderung der Teilnahme an dem Fortbildungslehr-

_
gang deshalb zu, weil das ArbA seine "Aufklärungspflbht"

_verletzt und er in£nlSedessenndeneAntrag verspätet eingee.„„
'reicht habe. Der Kläger will damit zum Ausdruck bringen, daß

er wegen einer Pflichtverletzung der Beklagten an einer recht—.

zeitigen Antragstellung gehindert worden sei, bei einem

pflightmässigen Verhalten der Beklagten den Antrag aber

.
rechtzeitig gestellt hätte.

Das BSG hat sich in mehreren Entscheidungen mit den Folgen

einer Pflichtverletzung des Versicherungsträgers gegenüber

dem Versicherten befaßt und ausgesprochen, daß die (rück-

wirkende) Entstehung eines Anspruchs trotz unterlassener

Antragstellung nur dann in Erwägung gezogen werden könne, wenn

der Versicherungsträger durch unrichtige Auskunft den Be—

rechtigten an der Antragstellung gehindert habe (Urteil

des 4. Senats des BSGvom 29. Oktober 1968 —4 RJ 555/64 —
zit. in BSG 52, 64). Die Erteilung einer falschen Auskunft
könne allenfalls dann eine Verpflichtung zur Rentengewährung

trotz Fehlens einer Anspruchsvoraussetzung herbeiführen, wenn

durch die Auskunft der Eintritt der Voraussetzung verhindert

werden sei (BSG32, 60, 64; 5028 Nr. 5 zu 5 4255 RVOund ,
Nr. 21 zu Art. 2'“W2 AhVNG’)';"“'Déf'“Kläg‘er‚hat"jedoch n:.“e "

behauptet, daß die Beklagte ihm oder demVeranstalter der
Fortbildungsmeßnahme eine unrichtige Auskunft erteilt hat.

Die Beklagte hat sihh im übrigen nicht dadurch gegenüber

dem Kläger pflichtwidrig verhalten, daß sie ihm in Bezug auf

das Antragserfordernis des 5 24 AFuU keine Auskunft erteilt

hat. Eine Pflichtverletzung kann begrifflich nur dann vor-
.

liegen, wenn jemand eine ihm obliegende Verpflichtung nicht

oder nicht richtig erfüllt. Eine solche Verpflichtung der

Beklagten„dem Kläger Auskunft und Rat als Teilnehmer einer
Fortbildun€smaß■ahme zu erteilen, bestand im vorliegenden

Fall nicht. Nach 5 45 AFG hat die Bundesanstalt Arbeit—
nehmer ..."euf Verlangen"... über ..o die Notwendigkeit und
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Moglichkeiten der beruf11chenanldung und deren Förderung

.... zu
unterrichten. Eine verpflichtung zur Auskunfter—‘n

„_teilung durch die_Beklagte besteht also nur "auf Ver—
___langen" des RatsuChenden (Hennig/KühllHeuer, AFG, Anm. 2 zu

„
5 45; Krebs, AFG, Anm. 5 B zu € 45). Der Kläger hat nie
behauptet, daß er wegen der Förderung seiner Fortbildung

den Rat oder die Auskunft des ArbA verlangt habe. Aus
_diesem Grunde brauchte sich das LSG - wie der Kläger rügt +

nicht gedrängt zu fühlen (@ 405 SGG), darüber Beweis

zu erheben, "ob das ArbA Kenntnis von dem_Vorhandensein

der acht Teilnehmer besaßt,die keinen Antrag gestellt hatten".

Abgesehen davon, daß diese_Rüge einer Verletzung des 5 405

SGGdurch des BSGnicht substantiiert ist (5 464 Abs. 2
Satz 2_BGG), ist für die Frage einer Verletzung der Für—
sorgepflicht durch die Beklagte nicht recht$erheblich, ob

_
das zuständige ArbA die Teilnehmer des Fortbildüngs—'

lehrganges gekannt hat, sondern, ob das ArbA trotz Ver—

langens des Klägers keine oder eine unrichtige Auskunft
. .

im Hinblick auf das Antragserfordernis des 5 24 AFuU erteilt -
hat. Es kann im vorl_iegenden Fall unerörtert bleiben, ob '

die Beklagte auch ohne Verlangen ihr bekannten Teil—
nehmern einer Fortbildungsmaßnahme Auskünfte erteilen sollte;

jedenfalls würde eine solche AuskunftertéiIUDgu nicht im ‘

Rahmen der nach 5 45 AFG bestehenden Verpflichtüng vorge—
‘

nommen werden und nur dann zu einer Verletzung der Für— '

sorgepflicht mit den oben gekennzeichneten ReChtsfolgen

führen, wenn die Auskünfte unrichtig wären. Im übrigen ‘
ist der Kläger darauf zu verweisen daß sich der Gedanke

einer Pflicht der Behörde zu "fürsorglichem" Handeln gegen-
über einem Berechtigten aus dem zwischen beiden bestehenden

Recht3verhältnis ergibt. Aus diesem Rechtsverhältnis er4'

wächst aber.beiden Beteiligten eine Reihe von Nébenpflichten.

Dabei haben beide Beteiligten alles in ihren Kräften stehende

und Zumutbare zu tun, um den anderen Beteiligten vor ver-

meidbaren Schäden zu bewahren. Der Berechtigte hat dabei

insbesondere die Obliegenheit der Mitwirkung, Mitteilung
und Anzeige, die Behörde im Rahmender Gesetze die Pflicht
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zur Betreuung (s‚ dazu BSGin SozR Nr° 25 zu 5 29 EVO;
SozR Nr. 6 zu s 60 BVG).Der Fürsorgepflicht der Behörde steht

also die Pflicht des Berechtigten gegenüber, auch von sichA

aus nach seinen Kräften alle zumutbaren Handlungen vorzue'

nehmen, die zur Gestaltung eines dem Gesetz entsprechenden

‘Rechtsverhältnisses erforderlich sind„ Auch wenn einer Be-

hörde regelmäßiguéinggeüisees“Übergewicht" in der Gestaltung

und Verwirklichung des jeweiligen Rechtsverhältnisses zu—
kommen mag‚ so können ihr nicht immer und in jedem Falle auf

Grund der Fürsorgepflicht alle Aufgaben aufgebürdert werden,

'wenn auch der Berechtigte an der Gestaltung des Rechtsver—

hältnisses zumutbar mitwirken könnte° Im vbrliegenden Fall

war es dem Kläger aber zumutbar; sich über die Voraussetzungen
der von ihm begehrten Förderung beim ArbA zu erkundigen, als*

den Rat einzuholen, den die Beklagte Sodann auf Verlangen

hätte erteilen müssen (5 15 AFG). Wenn der Kläger dies
wegen einer (falschen) Auskunft des Trägers der Fortbildungs—

maßnahme unterlassen hat, so kann er sich nicht auf eine

Pflichtverletzung der Beklagten berufen„ Diese war auch nicht
verpflichtet, mit ihrem Schreiben vom 22. September 4970

oder später dem Veranstalter über die Voraussetzungen der

Förderung Mitteilung zu machen. Sie durfte annehmen, daß‘

der Veranstalter über Voraussetzungen, Art und Umfang der

individuellen Förderung der Fortbildung ausreichende Kennt—
nisse hatte, dies um so mehr, als von ihm ein Antrag auf

Anerkennung der Förderungsfähigkeit beim zuständigen ArbA
gestellt worden war.4

Nach alleüén ist die Revision des Klägers unbegründet.
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Die Kostenentscheidung ergeht gemäß 5 495 SGG.
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